
 

  

 
Anlage 1 

(zu Nummer 2.2) 
 

An die  
Gemeinde 
 
________________________________ 
 
________________________________ 
 
 
 
________________________________ 

 

 
 
 
 
Gemeinde Ihres 
Wohnsitzes 

 
 
Erklärungen zur Aufnahme in die Vorschlagsliste für die Wahl als 
Schöffin/Schöffe  
 
Ich interessiere mich für die Tätigkeit als Schöffin/Schöffe und bitte um die Aufnahme 
in die Vorschlagsliste meiner Gemeinde für die Schöffenwahl 2023.  
 
 
Zu meiner Person teile ich Folgendes mit: 

(Bitte vollständig ausfüllen!) 

 

 

    
Familienname:  Vorname:  

    
Geburtsname (falls abweichend vom Familiennamen):  

    

Geburtstag:     1 9     

    
Geburtsort:  
(bitte Gemeinde und Landkreis angeben; sofern der Geburtsort außerhalb der Bundesrepublik Deutschland liegt, bitte Gemeinde und Land angeben) 

Beruf:  

    
Anschrift:  

    
frühere 
Schöffentätigkeiten 

 

 Wann? (Zeitraum)  Wo? 
 
Mir ist bekannt, dass nach § 32 des Gerichtsverfassungsgesetzes folgende Perso-
nen zum Schöffenamt unfähig sind, nämlich: 

 

1. Personen, die infolge Richterspruchs die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher 
Ämter nicht besitzen oder wegen einer vorsätzlichen Tat zu einer Freiheits-
strafe von mehr als sechs Monaten verurteilt sind; 

 



 

  

2. Personen, gegen die ein Ermittlungsverfahren wegen einer Tat schwebt, die 
den Verlust der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter zur Folge haben 
kann.  

 
 
Hierzu gebe ich folgende Erklärung ab: 
 
Die vorbenannten Tatbestände, die zur Unfähigkeit für das Schöffenamt führen, lie-
gen in meiner Person nicht vor. Ich bin mit der Einholung einer unbeschränkten Aus-
kunft aus dem Bundeszentralregister für Zwecke der Rechtspflege (§ 41 Abs. 1 Nr. 1 
BZRG) durch das für die Schöffenwahl zuständige Gericht einverstanden. 
 
 
Mir ist bekannt, dass nach § 44a des Deutschen Richtergesetzes nicht zu dem Amt 
eines ehrenamtlichen Richters berufen werden soll, wer 
 
1. gegen die Grundsätze der Menschlichkeit oder der Rechtsstaatlichkeit versto-

ßen hat oder 
 
2.  wegen einer Tätigkeit als hauptamtlicher oder inoffizieller Mitarbeiter des 

Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen Deutschen Demokratischen Repub-
lik im Sinne des § 6 Abs. 4 des Stasi-Unterlagen-Gesetzes vom 20. Dezember 
1991 (BGBl. I S. 2272) oder als diesen Mitarbeitern nach § 6 Abs. 5 des Stasi-
Unterlagen-Gesetzes gleichgestellte Person für das Amt eines ehrenamtlichen 
Richters nicht geeignet ist. 

 
Hierzu gebe ich folgende Erklärung ab: 
 
Ich habe nicht gegen die Grundsätze der Menschlichkeit oder der Rechtsstaatlichkeit 
verstoßen. 
 
Ich bin mir bewusst, dass Schöffen als ehrenamtliche Richter einer Pflicht zur beson-
deren Verfassungstreue unterliegen. Ich erkläre, dass ich mich zur freiheitlich demo-
kratischen Grundordnung der Bundesrepublik Deutschland bekenne und die Grun-
dentscheidungen der Verfassung anerkenne. 
 
Ich versichere hiermit, dass ich niemals in einem offiziellen Arbeits- oder Dienstver-
hältnis des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR gestanden habe, niemals 
Offizier im besonderen Einsatz war (Hauptamtlicher Mitarbeiter), mich niemals zur 
Lieferung von Informationen an den Staatssicherheitsdienst bereit erklärt habe (Inof-
fizielle Mitarbeiter), niemals zu den Personen gehört habe, die gegenüber Mitarbei-
tern des Staatssicherheitsdienstes hinsichtlich deren Tätigkeit für den Staatssicher-
heitsdienst rechtlich oder faktisch weisungsbefugt waren und niemals inoffizieller 
Mitarbeiter des Arbeitsgebietes I der Kriminalpolizei der Volkspolizei war. Ich bin mit 
der Einholung der erforderlichen Auskünfte bei dem zuständigen Stasi-Unterlagen-
Archiv einverstanden. 
 
Ich bin mir bewusst, dass Schöffen als ehrenamtliche Richter einer Pflicht zur beson-
deren Verfassungstreue unterliegen. Ich erkläre, dass ich mich zur freiheitlich demo-
kratischen Grundordnung der Bundesrepublik Deutschland bekenne und die Grun-
dentscheidungen der Verfassung anerkenne. 
 



 

  

Von den beiliegenden Datenschutzhinweisen nach der Datenschutz-
Grundverordnung habe ich Kenntnis genommen. In die Erhebung, Speicherung und 
Verarbeitung meiner mit dieser Erklärung erhobenen personenbezogenen Daten 
zum Zwecke der ordnungsgemäßen Auswahl und Berufung der ehrenamtlichen 
Richter in der Strafgerichtsbarkeit willige ich ausdrücklich ein. Ich bin einverstanden, 
dass die Daten an die Gemeindevertretung und den Schöffenwahlausschuss weiter-
gegeben werden. Die Übermittlung darf nur zum Zweck der Schöffenwahl erfolgen. 
 
 
Die Richtigkeit der vorstehend gemachten Angaben und Erklärungen bestätige ich 
noch einmal ausdrücklich mit meiner Unterschrift. 
 
 
Ort:  Datum:  

    
Unterschrift:    

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 

 
Verantwortlicher:  Stadt Waltershausen 

   Bürgermeister Herr Brychcy 
   Anschrift : Markt 1, 99880 Waltershausen 
 
Innerorganisatorisch für die Datenverarbeitung verantwortlich: 

 

Amt:   Haupt – und Ordnungsamt 

   ____________________________ 

 

Kontakt:   Frau Sopuschek 

Telefon   03622/630121 

Fax   03622/63027121 

E-Mail   sopuschek@stadt-waltershausen.de 

 

2. Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten 

 

Postanschrift:     Kontakt: 

Datenschutzbeauftragter Herr Platzek  Telefon  03622/630130 

Markt 1      Fax  03622/63027130 

99880 Waltershausen    E-Mail  datenschutz@stadt-waltershausen.de 

 

 

3. Kategorien der verarbeiteten Daten und Zwecke der Datenverarbeitung 

 

Ihre personenbezogenen Daten werden ausschließlich für folgende Zwecke verarbeitet: 

 

1. Name, Vorname, Geschlecht, Alter, Geburtstag, Wohnort einschl. Postleitzahl, Beruf, soziale Stellung: 

 für die Vorschlagsliste zur Schöffenwahl 2023 (Amtszeit 2024-2028) 

 

4. Rechtsgrundlagen 

 

Gerichtsverfassungsgesetz (GVG) 

Verwaltungsvorschrift zur „Vorbereitung und Durchführung der Wahl der Schöffen/ Jugendschöffen, Auslosung 

und Einberufung der Schöffen und Jugendschöffen“ 

Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetz (JVEG) 

 

5. Empfänger Ihrer personenbezogenen Daten 

 

Ihre personenbezogenen Daten erhalten folgende Empfänger bzw. Kategorien von Empfängern: 
 

 innerhalb des Verantwortlichen:  Sachbearbeiterin Sitzungsdienste (Haupt- und Ordnungsamt) zur 
Erstellung der Beschlussvorlagen für den Stadtrat 

 
 Stadtrat zur Zustimmung für die Aufnahme in die Vorschlagsliste für 

das Amtsgericht  
 

 außerhalb des Verantwortlichen:  Zusendung der Vorschlagsliste an das Amtsgericht des 
Gemeindebezirks zur Schöffenwahl 

 
   
 
 

Informationen nach Art. 13 DS-GVO  

1. Namen und Kontaktdaten des Verantwortlichen 



 

6. Übermittlung an ein Drittland oder eine internationale Organisation  

 

Ihre personenbezogenen Daten werden an ein Drittland oder eine internationale Organisation übermittelt: 

       ja   nein 
 

Die Übermittlung Ihrer personenbezogenen Daten erfolgt auf der Grundlage von: 
 

 Angemessenheitsbeschluss (Art. 45 DS-GVO): ___________________________________  
 

 geeignete Garantien (Art. 46 DS-GVO):   ___________________________________  
 

7. Dauer der Speicherung bzw. Kriterien für die Festlegung der Dauer 

 

  Die Speicherung Ihrer personenbezogenen Daten erfolgt für die Dauer von: 
_________________________ 

 

 Die konkrete Speicherdauer kann zum jetzigen Zeitpunkt nicht angegeben werden. Daher werden die 
Daten so lange gespeichert, wies dies unter Beachtung gesetzlicher Aufbewahrungsfristen für die 
(jeweilige Aufgabenerfüllung beschreiben) erforderlich ist. 

 

7. Ihre Rechte  

 

Im Rahmen der Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten habe Sie folgende Rechte: 

 
Sie können nicht gezwungen oder gedrängt werden, Ihre Einwilligung zu erklären oder aufrecht zu erhalten 
(Freiwilligkeit der Einwilligung).  

 
Sie können jederzeit den Widerruf Ihrer Einwilligung erklären. Dies kann auch mündlich oder per E-Mail erfolgen. 
Gegebenenfalls müssen Sie Ihre Identität nachweisen. Ab Zugang der Erklärung dürfen Ihre Daten nicht weiter 
verarbeitet werden. Sie sind unverzüglich zu löschen. Die bisherige Verarbeitung bleibt jedoch hiervon unberührt 
(Widerrufsrecht). 

 
Die nachfolgenden Rechte bestehen nur nach den jeweiligen gesetzlichen Voraussetzungen und können 
auch durch spezielle Regelungen eingeschränkt oder ausgeschlossen sein.  

 
Sie haben das Recht, von dem Verantwortlichen eine Bestätigung darüber zu verlangen, ob Ihre Sie betreffenden 
personenbezogenen Daten verarbeitet werden; ist dies der Fall, so haben Sie ein Recht auf Auskunft über diese 

personenbezogenen Daten und auf die in Art. 15 DSGVO im einzelnen aufgeführten Informationen. 
 
Sie haben das Recht, von dem Verantwortlichen unverzüglich die Berichtigung der Sie betreffenden unrichtigen 
personenbezogenen Daten und ggf. die Vervollständigung unvollständiger personenbezogener Daten zu 

verlangen (Art. 16 DSGVO). 
 
Sie haben das Recht, von dem Verantwortlichen zu verlangen, dass die Sie betreffenden personenbezogenen 
Daten unverzüglich gelöscht werden, sofern einer der in Art. 17 DSGVO im einzelnen aufgeführten Gründe 
zutrifft, z. B. wenn die Daten für die verfolgten Zwecke nicht mehr benötigt werden (Recht auf Löschung). 

 
Sie haben das Recht, von dem Verantwortlichen die Einschränkung der Verarbeitung zu verlangen, wenn eine 

der in Art. 18 DSGVO aufgeführten Voraussetzungen gegeben ist, z. B. wenn Sie Widerspruch gegen die 
Verarbeitung eingelegt haben, für die Dauer der Prüfung durch den Verantwortlichen. 
 
Sie haben das Recht, aus Gründen, die sich aus Ihrer besonderen Situation ergeben, jederzeit gegen die 

Verarbeitung der Sie betreffenden personenbezogenen Daten Widerspruch einzulegen. Der Verantwortliche 

verarbeitet die personenbezogenen Daten dann grundsätzlich  nicht mehr (Art. 21 DSGVO). 

 

Sie haben das Recht, die Sie betreffenden personenbezogenen Daten in einem strukturierten, gängigen und 

maschinenlesebaren Format zu erhalten und diese Daten einem anderen Verantwortlichen zu übermitteln.(Art. 20 

DS-GVO). 

 

Sie haben das Recht, Beschwerde gegen die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten beim Thüringer 

Landesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit, Häßlerstraße 8, 99096 Erfurt (www.tlfdi.de) 

zu erheben (Beschwerderecht). 

 
 

http://www.tlfdi.de/


 
 

8. Automatisierte Entscheidungsfindung einschließlich Profiling  

 
1. Die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten erfolgt mittels automatisierter Entscheidungsfindung 

einschließlich Profiling gemäß Art. 22 Abs. 1, 4 DS-GVO:    ja   nein 

 

2. Wenn unter 1. „ja“ angekreuzt wurde: 

 

Folgende Logik liegt der automatisierten Einzelentscheidung zugrunde:  
________________________________________________________________________________ 
 
Die Verarbeitung hat folgende Auswirkung auf die betroffene Person (Tragweite schildern): 
________________________________________________________________________________ 

 

 

9. Weiterverarbeitung für einen anderen Zweck  

 

Ihre personenbezogenen Daten werden für einen anderen Zweck weiterverarbeitet als den, für den die Daten 

erhoben wurden     ja   nein 
 

Der andere Zweck ist:       _______________________________________________ 

 

 

 

 

 

https://dsgvo-gesetz.de/art-22-dsgvo/

